
 

 

 

Rechtmäßige Datenverarbeitung von Beschäftigten 
 

 

Gilt der Datenschutz auch in Beschäfti-

gungsverhältnissen? 

Ja. Für Beschäftigte gelten – wie für alle Perso-

nen – die Rechte der europäischen Datenschutz-

Grundverordnung (DSGVO) und des Bundesda-

tenschutzgesetzes (BDSG). 

 

Wer gilt als Beschäftigter? 

Als Beschäftigte gelten neben Arbeitnehmern u.a. 

auch Bewerber, Auszubildende, Praktikanten und 

ausgeschiedene Arbeitnehmer.   

 

Haben Beschäftigte besondere Daten-

schutzrechte?   

Nein. Der Gesetzgeber geht zwar davon aus, 

dass Beschäftigte in einem gewissen Abhängig-

keitsverhältnis zu ihrem Arbeitgeber stehen. Den-

noch haben Beschäftigte keine Sonderrechte. Im 

Bundesdatenschutzgesetz werden lediglich zur 

Klarstellung bestimmte allgemeine Datenschutz-

rechte nochmals gesondert für Beschäftigte gere-

gelt (§ 26 BDSG). 

 

Dürfen Arbeitgeber die Daten ihrer Be-

schäftigten erheben und verarbeiten? 

Ja. Arbeitgeber dürfen sämtliche personenbezo-

genen Daten ihrer Beschäftigten erheben, spei-

chern und nutzen, wenn sie zur Begründung, 

Durchführung oder Beendigung eines Beschäfti-

gungsverhältnisses erforderlich sind (§ 26 Abs. 1 

BDSG). Dies betrifft z.B.  

 

◼ Stammdaten wie Name, Anschrift, Geburts-

datum, Geschlecht, Bankverbindung, Staats-

angehörigkeit, 

 

◼ steuer- und sozialversicherungsrelevante Da-

ten wie Steueridentifikationsnummer, Steuer-

klasse, Familienstand und Angaben zur Kon-

fession, 

 

◼ Gesundheitsdaten, 

 

◼ weitere spezifische Daten wie z.B. die regel-

mäßige Vorlage des Führerscheins. 

 

 

Einwilligung von Arbeitnehmern 

Neben den Daten, die zwingend erforderlich sind, 

um das Arbeitsverhältnis durchzuführen, haben 

Arbeitgeber regelmäßig ein Interesse an weiteren 

Daten ihrer Mitarbeiter. Dies gilt z.B. für die Veröf-

fentlichung von Fotos der Mitarbeiter auf der Fir-

men-Website oder die Durchführung eines betrieb-

lichen Gesundheitsmanagements zur Gesundheits-

vorsorge. Die hierfür benötigten Daten dürfen nicht 

ohne weiteres erhoben und genutzt werden. Arbeit-

geber benötigen für die Verarbeitung dieser Daten 

eine vorherige Einwilligung der Beschäftigten. Ein 

Muster für die Einwilligung in die Veröffentlichung 

von Fotos auf der Firmen-Website liegt als Anlage 

1 bei. 

 

Einwilligungen sind nur wirksam, wenn sie freiwillig 

erklärt werden (siehe hierzu das Praxis Daten-

schutz „Anforderungen der datenschutzrechtlichen 

Einwilligung“). Da im Beschäftigungsverhältnis von 

einer gewissen Abhängigkeit des Arbeitnehmers 

ausgegangen wird, müssen Arbeitgeber in beson-

derer Weise darauf achten, dass ihre Beschäftigten 
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frei von Zwang, Druck oder Beeinflussung ent-

scheiden, ob sie die Einwilligung erteilen oder 

nicht.  

 

Welche Pflichten haben Arbeitgeber?  

Die Verarbeitung von Beschäftigtendaten bringt 

im Wesentlichen dieselben Pflichten mit sich, wie 

z.B. bei der Verarbeitung von Kundendaten. Inso-

fern haben Arbeitgeber insbesondere die gesetz-

lich vorgeschriebenen Informations- und Doku-

mentationspflichten zu erfüllen.  

 

Arbeitgeber sind in diesem Zusammenhang ver-

pflichtet:  

 

◼ Die Beschäftigten sind zu Beginn des Be-

schäftigungsverhältnisses einmalig über die 

Verarbeitung ihrer Daten zu informieren. Eine 

Musterinformation für Arbeitnehmer finden 

Sie in Anlage 2. Eine Musterinformation für 

Auszubildende, die einige weitere Informatio-

nen umfasst, ist als Anlage 3 beigefügt.  

 

◼ Die Datenverarbeitungsprozesse einmalig zu 

dokumentieren. In Handwerksbetrieben be-

schränken sich diese Prozesse i.d.R. auf die 

Verarbeitung von Beschäftigtendaten zum 

Zweck der Lohnabrechnung und der Perso-

nalführung. Für diese Verfahren finden Sie in 

der Anlage 4 und 5 bereits vorausgefüllte 

Dokumentationsmuster, die Sie lediglich um 

Ihre Betriebsangaben wie Adresse und Be-

triebsinhaber ergänzen müssen. 

 

◼ Zudem müssen Beschäftigte zu Beginn ihrer 

Tätigkeit einmalig darauf verpflichtet werden, 

dass sie im Rahmen ihrer Arbeit alle relevan-

ten Datenschutzvorschriften beachten und 

sorgfältig mit personenbezogenen Daten 

umgehen. Eine Musterverpflichtungserklä-

rung, die vom Beschäftigten zu unterzeich-

nen ist, finden Sie in Anlage 6.  

 

 

Dürfen Beschäftigte mit Videokameras ge-

filmt werden?  

Beim Einsatz von Videokameras im Betrieb ist zu 

beachten, welcher Bereich des Betriebsgeländes 

gefilmt wird.  

 

In öffentlich zugänglichen Räumen (z.B. Parkplatz, 

Geschäfts-, Empfangs- und Verkaufsräumen) dür-

fen Videokameras eingesetzt werden, wenn es 

hierfür ein berechtigtes Interesse gibt (Art. 6 Abs. 1 

f) DSGVO). Ein berechtigtes Interesse ist bei-

spielsweise die Aufklärung von Diebstählen. Zu 

berücksichtigen ist dabei allerdings stets auch das 

Schutzinteresse der gefilmten Personen. Ist das 

Schutzinteresse höher zu bewerten, ist der Einsatz 

von Kameras unzulässig. Dies gilt u.a., wenn Be-

schäftigte dauerhaft gefilmt werden und damit eine 

Vollzeitüberwachung stattfindet. Die Kamera sollte 

in diesem Fall so ausgerichtet werden, dass sie den 

Beschäftigten nicht oder nur gelegentlich erfasst. 

 

In nicht öffentlich zugänglichen Räumen (z.B. Mate-

riallager, Büro, Werkstatt) sind Kameras grundsätz-

lich nicht erlaubt, wenn hierbei Beschäftigte gefilmt 

werden. Dies gilt selbst dann, wenn die Beschäftig-

ten nur gelegentlich und nicht dauerhaft aufge-

nommen werden. Das Filmen von Beschäftigten ist 

in nicht öffentlich zugänglichen Räumen nur zuläs-

sig, wenn die Beschäftigten ausdrücklich eingewil-

ligt haben. Die Einwilligung in eine dauerhafte Vi-

deoüberwachung ist allerdings unzulässig, da eine 

solche Erklärung ersichtlich nicht freiwillig wäre. Ein 

Muster für die Einwilligung in den Einsatz von Vide-

okameras liegt als Anlage 7 bei. 

    

     


